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Die Würde des Menschen ist unantast-
bar: Mit diesem ersten Satz des ersten

Grundgesetzartikels fügte der Parlamenta-
rische Rat der westlichen Verfassungstradi-
tion ein neues Element hinzu. Der außerge-
wöhnliche Rang und die Ausnahmestel-
lung dieser Norm sind unumstritten. Das
Bundesverfassungsgericht nennt sie „ober-
sten Wert“ und „tragendes Konstitutions-
prinzip“ des Grundgesetzes; es hat sie auch
als „Fundamentalnorm“ oder „Zentralaus-
sage“ der Verfassung bezeichnet. Die Lite-
ratur steht dem nicht nach; sofern die Wen-
dungen des Gerichts nicht einfach wieder-
holt oder paraphrasiert werden, weist man
dem Menschenwürdesatz „das volle Ge-
wicht einer normativen Grundlegung die-
ses geschichtlich-konkreten Gemeinwe-
sens“ zu (Konrad Hesse) oder findet in ihm
den „Sinn bundesrepublikanischer Staat-
lichkeit“ (Hasso Hofmann). Doch geht der
Konsens über allgemeine Umschreibungen
dieser Art hinaus. Nach herrschender Auf-
fassung handelt es sich nicht nur um eine
präambelartige Erklärung, sondern um ei-
nen Rechtssatz mit Verbindlichkeitsan-
spruch und faßbarem Regelungsgehalt.

Und dieser normative Gehalt ist absolut,
was heißt: in jeder Antastung der Men-
schenwürde liegt unweigerlich ein Verfas-
sungsverstoß. Eine bei Grundrechten übli-
che und notwendige Abwägung ist nicht zu-
lässig, sagt auch das Bundesverfassungsge-
richt. Wird die Menschenwürde angetastet,
dann wird sie auch – verfassungswidrig –
verletzt.

Überdies ist so gut wie unbestritten, daß
der Satz von der Unantastbarkeit der Men-
schenwürde präskriptiv gemeint ist. Arnold
Bergstraesser rief im Grundsatzausschuß
des Parlamentarischen Rates: „Sie sollte un-
antastbar sein!“ Allerdings mag der de-
skriptiven Formulierung des Menschenwür-
desatzes entnommen werden, daß die
Nichtachtung der Menschenwürde die Inte-
grität der betroffenen Person unberührt
läßt: Der Verfolgte, Geächtete, Gefolterte
verliert seine Würde nicht. In diesem Sinne
hat das Bundesverfassungsgericht formu-
liert, die Menschenwürde könne keinem
Menschen genommen werden; verletzbar
sei der Achtungsanspruch, der sich aus ihr
ergibt.

Über diese rechtlichen Qualifizierungen
hinaus haben Rechtsprechung und Wissen-
schaft in den vergangenen Jahrzehnten ei-
nen gewissen Bestand an inhaltlichen
Grundaussagen erarbeitet. Danach schützt
die Menschenwürdenorm einmal gegen
massive Verletzungen der Gleichheit: das
richtet sich gegen Sklaverei, Leibeigen-
schaft, systematische Diskriminierungen,
also gegen die Herabstufung zu Menschen
zweiter Klasse. Insofern ist die Norm egali-
tär. Sie soll zweitens bewahren vor massi-
ven Verletzungen der körperlichen und see-
lischen Integrität und Identität: also vor Fol-
ter, Gehirnwäsche, schweren Demütigun-
gen. Insofern ist die Norm freiheitsschüt-
zend, liberal. Schließlich bietet die Men-
schenwürdegarantie dem Sozialstaatsprin-
zip einen Anspruch auf staatliche Gewäh-
rung eines materiellen Existenzminimums.
Insofern weist die Norm eine soziale Kom-
ponente auf.

Die Technik
der Negativdefinition

Bei alledem handelt es sich freilich um ei-
nen recht unspezifischen Konsens, der nur
dadurch möglich wird, daß die zustim-
mungsfähigen Aussagen auf einer ver-
gleichsweise hohen Abstraktionsebene blei-
ben. Dahinter verbergen sich erhebliche
Wertungs- und Deutungskonflikte zwi-
schen einer restriktiven und einer extensi-
ven Interpretationsrichtung.

Soweit sich die Ideengeschichte des
Menschenwürdesatzes auch zurückverfol-
gen lassen mag: Der Siegeszug als positive
Rechtsnorm setzt erst nach 1945 ein. Der
Parlamentarische Rat hatte die NS-Zeit
vor Augen und proklamierte die Men-
schenwürde als Schutzschirm und Boll-
werk gegen einen neuerlichen Rückfall in
die Barbarei. In erster Linie dachte man
dabei an Gefährdungen von Einzelnen
oder Gruppen durch staatliche Amtsträ-
ger, also an Maßnahmen wie Stigmatisie-

rung, Polizeiwillkür, Schutzhaft, Deporta-
tionen, Erschießungen. Auf dieser restrik-
tiven Interpretationslinie lagen auch erste
interpretatorische Annäherungsversuche
in Rechtsprechung und Literatur. Sie er-
schließen durchgängig den „Inhalt“ der
Menschenwürde aus ihrer Verletzung.
Grundrechtssystematisch gesprochen:
man argumentiert nicht vom Schutzbe-
reich, sondern vom Eingriff her. Dieser
Technik der Negativdefiniti-
on (also nicht: die Men-
schenwürde ist . . ., sondern:
die Menschenwürde ist ver-
letzt, wenn . . .) hat sich das
Bundesverfassungsgericht
anfangs ebenfalls bedient
und später wiederholt dar-
auf zurückgegriffen. Dem
mag auch die etwas krypti-
sche Bemerkung von Theo-
dor Heuss zugrunde liegen,
es handele sich bei der Men-
schenwürde um eine „nicht
interpretierte These“. Auf
der gleichen Überlegung be-
ruhen die in der frühen Lite-
ratur zu findenden Äußerun-
gen, die Menschenwürde be-
dürfe überhaupt keiner nä-
heren Bestimmung, da sich
von Fall zu Fall gewisserma-
ßen schlag(licht)artig das
Vorliegen einer Menschen-
würdeverletzung erhellt.
Wie bei sonstigen auf Evi-
denz und erdrückende Plau-
sibiliät abstellenden Un-
rechtsbewertungen bedarf
es also im Grunde keiner nä-
heren definitorischen Ein-
grenzung oder begrifflichen
Präzisierung, sondern nur
unmittelbarer Anschauung
und deren punktueller Um-
schreibung, um einen Men-
schenwürdeverstoß zu kon-
statieren. Es sind die zu die-
ser annäherungsweisen Um-
schreibung verwendeten Vo-
kabeln wie Erniedrigung,
Brandmarkung, Ächtung,
die das schwere Unrechts-
und Ungerechtigkeitsurteil
bereits mit sich führen.

Eine solche Interpretati-
onsstrategie hat zwei Vortei-
le. Sie entlastet zunächst von
nicht allein schwierigen, son-
dern vermutlich sofort heftig
umstrittenen positiven defini-
torischen Festlegungen; statt
dessen sichert sie sich mit
der Beschränkung auf extre-
me, aber unzweideutige Fäl-
le hohe Übereinstimmung.
Der Menschenwürdesatz
markiert so eine allgemein
akzeptierte Tabuzone. Zum
zweiten bewirkt diese Strate-
gie, daß der Absolutheitscha-
rakter des Menschenwürde-
satzes gesichert bleibt. Be-
schränkt man seinen Anwen-
dungsbereich auf evidente
Verletzungsfälle, so steht
eine Aufweichung oder Rela-
tivierung dieses kategori-
schen Normbefehls nicht zu
befürchten.

Allerdings hat das Folgen:
Derartig eingegrenzt, ist der
Menschenwürdesatz weitge-
hend bedeutungslos. Es bleibt ihm nicht
mehr als eine rückwärtsgewandte Mahn-
und Erinnerungsfunktion. Die Norm akti-
viert sich nur noch im Exzeß, im extremen
Ausnahmefall, jedoch nicht im juristischen
Alltag eines freiheitlichen demokratischen
Gemeinwesens. Dort wäre rechtlich kaum
irgend etwas anders zu beurteilen, wenn es
Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes nicht
gäbe.

So ist es denn auch bei dieser sehr
zurückgenommenen Interpretationslinie
nicht geblieben. Vielmehr können wir heu-
te eine erstaunliche Breitenwirkung des
Menschenwürdesatzes verzeichnen, eine
Veralltäglichung und vielfältige Inanspruch-
nahme in Rechtsprechung, Literatur und
allgemeinem Diskurs.

Die extensive Interpretation reduziert
den Menschenwürdesatz nicht auf den Aus-
nahmefall, sondern verhilft ihm zur Omni-
präsenz. Sie ist ebenfalls seit langem ver-
breitet und löst die restriktive Deutung
nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt ab.
Sie tritt ihr eher zur Seite, überlagert und
überschattet sie. Schon die eingangs er-
wähnten Umschreibungen des Bundesver-
fassungsgerichts wiesen in diese Richtung.

Und selbst die prominente Objektfor-
mel Günter Dürigs ist weit davon ent-
fernt, als Generalnenner für eine restrik-
tive Interpretationslinie zu dienen. Denn
wenn Dürig eine Menschenwürdeverlet-
zung damit beschreibt, daß „der konkre-
te Mensch zum Objekt, zu einem bloßen
Mittel, zur vertretbaren Größe herabge-
würdigt wird“, so führt das – ganz abgese-
hen von der Tautologie: menschliche
Würde ist verletzt, wenn der Mensch her-
abgewürdigt wird – zu der Frage, ob nicht
im politischen und gesellschaftlichen All-
tag solche Verobjektivierungen unaus-
weichlich sind. Entsprechend hat das
Bundesverfassungsgericht in seinem Ab-
hör-Urteil betont, daß der Mensch „nicht
selten bloßes Objekt nicht nur der Ver-

hältnisse und der gesellschaftlichen Ent-
wicklung, sondern auch des Rechts“ sei,
„insofern er ohne Rücksicht auf seine
Interessen sich fügen“ müsse – allein dar-
in könne eine Verletzung der Menschen-
würde nicht gefunden werden. Wann also
der Mensch noch als Objekt behandelt
werden darf und wann nicht mehr, fällt
dem juristischen Meinungsstreit anheim.
Setzt man Menschenwürde tendenziell mit

Subjektqualität gleich, so gibt es kaum ei-
nen relevanten Lebenssachverhalt mehr,
der nicht irgendwie mit Artikel 1 in Zusam-
menhang gebracht werden könnte. Und um-
gekehrt erscheint die ganze Welt des
Rechts, jedenfalls des Verfassungsrechts,
als Entfaltung des Menschenwürdesatzes.
So gesehen läßt sich die Menschenwürde
problemlos mit dem Bundesverfassungsge-
richt als „Wurzel aller Grundrechte“ titulie-
ren. Auch Rechtsstaatsprinzip und Demo-
kratiegebot erscheinen dann aufs engste
mit ihr verwoben. Aus der Norm für den
Extremfall wird die Norm für den Alltag,
aus der Sondernorm die Allnorm.

Das Bundesverfassungsgericht leistet der
Omnipräsenz der Menschenwürdegarantie
weiter Vorschub, indem es sie mit weiteren

Bestimmungen des Grundgesetzes verklam-
mert. Schulbeispiel hierfür ist die Kreation
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts mit
seinen vielfältigen Konkretisierungen.
Auch bei der Schaffung spezifisch rechts-
staatlicher Verfahrensgarantien, den Anfor-
derungen an den Strafvollzug oder der
grundgesetzlichen Fundierung der Resozia-
lisierung gibt es eine solche Strategie. Die-
se Kombinationsgrundrechte oder Normen-

kombinationen schaffen ein
gewichtiges Folgeproblem:
Welcher Anteil, so die kaum
lösbare Frage, kommt dabei
dem absoluten und unantast-
baren Menschenwürdesatz,
welcher dem einschränkba-
ren und insofern relativen
Grundrecht oder sonstigem
Verfassungsprinzip zu? Wo
verläuft die Grenze zwischen
absolutem, unantastbarem
Kern und einschränkbarem
Umfeld? Da sich diese Frage
nicht abstrakt und allgemein-
gültig, sondern bestenfalls
von Fall zu Fall beantworten
läßt, verflüchtigt sich die Ab-
solutheit des Menschenwür-
desatzes zugunsten einer von
den anderen Grundrechten
her bekannten, fallbezoge-
nen Abwägungsprozedur
mit offenem Ausgang. Im Ex-
trem kann das (wie beim
schwierigen Grenzfall des Er-
langer Babys) dazu führen,
daß selbst ein bejahter Ver-
stoß gegen die Menschenwür-
de der Mutter (Aufrechter-
haltung der Lebensfunktio-
nen der schwangeren Hirnto-
ten) gerechtfertigt wird mit
den Lebensinteressen des
Kindes. Die Absolutheit des
Menschenwürdesatzes hat
damit ein Ende.

Der „Vorzug“ dieser exten-
siven Interpretationsrich-
tung liegt auf der Hand. Der
Menschenwürdesatz spielt
keine Neben-, sondern eine
Hauptrolle. Die Norm führt
kein Schattendasein, son-
dern erstrahlt täglich im
Glanz neuer Judikate und
Abhandlungen. Allerdings
könnte es sein, daß sich die-
ser Segen letztlich als Fluch
erweist, weil am Ende die
Entwertung des Menschen-
würdesatzes steht.

Die harmloseste, wenn-
gleich ärgerliche Erschei-
nungsform besteht darin,
daß das Menschenwürde-
argument von vermeintlich
Betroffenen bei geradezu lä-
cherlich anmutenden Fällen
ins Feld geführt wird. Be-
kannt und viel zitiert ist
etwa jener, daß sich jemand
durch die Schreibweise sei-
nes Namens in amtlichen
Briefsendungen – der Um-
laut „ö“ wurde aufgrund
des automatisierten Schrift-
verkehrs als „oe“ ausge-
druckt – in seiner Menschen-
würde verletzt sah und mit
dieser Frage drei Gerichtsin-
stanzen befaßte. Auch das
Beibringen von Spesenbele-

gen oder die Pflicht zum Tragen einer
Amtstracht für Rechtsanwälte wurde als
Verstoß gegen Artikel 1 Absatz 1 empfun-
den – und als solcher gerügt! Das Bundes-
verwaltungsgericht mußte ausführen, daß
die Gewährung von Gutscheinen zum Be-
zug verbilligter Butter nur mit Namensauf-
druck die Menschenwürde nicht verletzt
oder daß das unerwünschte Duzen in ei-
nem Rhetorikkurs einer Volkshochschule
nicht als Mißachtung der Personenwürde
des solcherart Angesprochenen gewertet
werden könne. Nirgendwo ist die War-
nung berechtigter, die Menschenwürde
nicht zur „kleinen Münze“ verkommen zu
lassen.

Das ist so lange wenig dramatisch, wie es
bei politischer Rhetorik bleibt oder die Ge-

richte derartige Ansinnen zurückweisen.
Zum Problem wird es, wenn die Gerichte
selbst meinen, unvermittelt auf das höchste
Verfassungsgut Zugriff nehmen und ihrer
aparten Interpretation ausschlaggebende
Bedeutung beimessen zu sollen. Diskussi-
onsbedürftig erscheint etwa eine Entschei-
dung des Frankfurter Oberlandesgerichts,
die Verabreichung von Brechmitteln an ei-
nen afrikanischen Drogendealer, der bei
der Verhaftung seine Ware hinunterge-
schluckt hatte, stelle einen Verstoß „gegen
die Verpflichtung zum Schutz der Men-
schenwürde und gegen das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht“ des Mannes dar. Die Ent-
scheidung demonstriert sehr schön, daß es
nur zweier oder dreier Sätze bedarf, um
von der hochabstrakten Kantschen Idee
vom „Menschen als Zweck an sich selbst“
über die Objektformel zur Annahme eines
konkreten Verstoßes gegen die Menschen-
würde zu gelangen.

Wie die Norm
beliebig wird

Ein andersgelagerter, aber ebenfalls auf
Ausdehnung des Menschenwürdesatzes
hinauslaufender Fall betrifft den Tier-
schutz, den einige Autoren hier ungeachtet
des Wortlautes („Würde des Menschen“)
verankert sehen und ihm damit Verfas-
sungsrang zusprechen. Die Begründung da-
für lautet ungefähr so: Jede Tierquälerei
führe zur Selbsterniedrigung des Men-
schen, der damit gegen seine eigene Würde
verstoße, oder positiv gefaßt: Menschen-
würde erfasse auch die Verantwortlichkeit
für die „Mitgeschöpfe“ und den fürsorgli-
chen Umgang mit diesen. So wird die Norm
zum Vehikel höchst anerkennenswerter,
aber letztlich partikularer moralischer Stan-
dards und weltanschaulicher Bekenntnisse.

Mit alledem steht Artikel 1 Absatz 1 des
Grundgesetzes in der Gefahr, vorschnell
für politisch oder „humanitär“ motivierte
Empörung in Anspruch genommen und da-
mit zu einem nahezu beliebig zur Verfü-
gung stehenden Argumentationstopos zu
werden, der wegen seiner Absolutheit kei-
ne Gegengründe duldet. Denn hat man ei-
nen Sachverhalt einmal erfolgreich in die
„Hochsicherheitszone“ (Udo Steiner) des
Menschenwürdesatzes verbracht, sind dem
Gesetzgeber, auch dem verfassungsändern-
den, die Hände gebunden.

Das Beispiel des Tierschutzes ist reprä-
sentativ für eine weitere Tendenz. Es geht
um die Etablierung der Menschenwürde
als einer objektiven, von den subjektiven
Einschätzungen der beteiligten Personen
unabhängigen Pflichtgröße. In mehreren,
heftig umstrittenen Fällen haben deutsche
Gerichte unter Berufung auf die Verlet-
zung der Menschenwürde etwa Darbietun-
gen schaustellerischen Charakters unter-
sagt, obwohl es an der Freiwilligkeit der Ak-
teure keinen Zweifel gab. Man hat einen
Menschenwürdeverstoß bei Personen ange-
nommen, die sich selbst erklärtermaßen in
ihrer Menschenwürde nicht verletzt fühl-
ten. Damit wird der Ausgangspunkt der ex-
tensiven Interpretation (Menschenwürde
als Chiffre für Selbstbestimmung) sogar
noch verlassen zugunsten einer gewisserma-
ßen objektivierten Konzeption, die in Arti-
kel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes einen
Speicher komplexer Wert- und Weltbilder
erblickt, eine – wie es in der früheren Judi-
katur des Bundesverfassungsgerichts hieß –
„objektive“ Wertordnung. Diese Überhö-
hung erlaubt es, den letzten Anker zu lich-
ten: die Bestimmungsgewalt des Einzelnen
darüber, was ihn in seiner Menschenwürde
verletzen könnte. Statt dessen wird die
Norm endgültig zu einem beliebig einsetz-
baren „Auffangproblemlöser“ (Rainer
Wahl), mit dem man selbst auf epochale
Entwicklungen von Gesellschaft, Technik
und Wissenschaft eindeutige Antworten ge-
ben zu können meint. Hier ist die Münze
der Menschenwürde nicht zu klein, son-
dern womöglich zu groß.
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